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»Der gesamte (eurasische) 
Kontinent ist von amerikanischen 
Vasallen und tributpflichtigen 
Staaten übersät, von denen 
einige allzu gern noch fester an 

Washington gebunden wären.« 


Zbigniew Brzeziński (1928-2017), Sicherheitsberater von US-Präsident Jimmy Carter, in seinem Buch 
»Die einzige Weltmacht: Amerikas Strategie der Vorherrschaft«, S. Fischer Verlag, Frankfurt am Main, 2001 
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Das offene Wort 


Ein vielsagendes 
Schweigen 


Die staatsnahen Medien hiel- 
ten sich in ihren Berichten 
über die Sabotage-Anschlä- 
ge zur Zerstörung der Nord- 
Stream-Gasleitungen in der 
Ostsee auffallend zurück. 


Die bei anderen Skanda- 
len, Verbrechen und Affären 
sonst so aktiven »Investiga- 
tiv-Journalisten« mieden das 
Thema und fabulierten von 
einem Verdacht, die Russen 
selbst steckten hinter den 
Sprengungen. Ein absurder 
Verdacht, Selbstverstümme- 
lung verübt zu haben! 


Sahra Wagenknecht stellte 
daraufhin mit anderen Ab- 
geordneten der Linken eine 
»Kleine Anfrage« an die 
Bundesregierung, in der um 
eine entsprechende Aus- 
kunft gebeten wurde 


Die Antwort der Bundes- 
regierung vom 15.12.2022 
zeugt von behauptetem 
Nichtwissen: 


»Die Bundesregierung ist 
nach sorgfältiger Abwä- 
gung zu der Auffassung 
gelangt, daß die Beant- 
wortung der Fragen aus 
Gründen des Staatswohls 
nicht erfolgen kann. |...) Lä- 
gen solche Informationen 
vor, wären diese evident 
geheimhaltungsbedürftig, 
weil sie sicherheitsrele- 
vante Erkenntnisse bein- 
halten«. 


Ein vielsagendes Verschwei- 
gen von geheimem Wissen 
gegenüber dem Souverän, 
den Wählern! Deshalb veröf- 
fentlichen wir in dieser Aus- 
gabe das, was der US-Jour- 
nalist Seymour Hersh dazu 
recherchiert hat. 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Souverän oder Satellit? 


Wikipedia erklärt den Begriff »Va- 
sallenstaat« wie folgt: »Ein Sa- 
tellitenstaat oder Vasallenstaat 
(abgeleitet von Vasall im Frühmit- 
telalter) ist eine Bezeichnung für 
einen kleinen, völkerrechtlich un- 
abhängigen Staat, der unter dem 
beherrschenden Einfluß eines 
politisch mächtigeren Staates, 
insbesondere einer Großmacht, 
steht. Satellitenstaaten werden 
sowohl hinsichtlich ihrer außen- 
politischen Orientierung als auch 
ihrer inneren Struktur vom größe- 
ren Staatsverband politisch do- 
miniert.« 


Laut »Duden« ist ein Satelliten- 
staat ein »Staat, der (trotz forma- 
ler äußerer Unabhängigkeit) von 
einem anderen Staat (besonders 
von einer Großmacht) abhängig 
ISt«. 


Wenn man sich die Ergebnisse 
der Wahlen hierzulande ansieht, 
kann man den Eindruck gewin- 
nen, daß der Großteil der Bürger 
mit dem Satelliten-Status be- 
stens leben kann. 


Hin und wieder wird es allerdings 
auch dem schlafmützigsten 
Deutschen bewußt, wie wenig 
souverän wir sind. Dazu erinnern 
wir an die »Abhöraffäre« bei der 
ehemaligen Bundeskanzlerin An- 
gela Merkel im Jahr 2013. Der 
frühere Kanzleramtsmitarbeiter 
bei Willy Brandt, Albrecht Müller, 
schrieb dazu: 


»Daß Deutschland kein sou- 
veräner Staat ist, ist nichts 
Neues |...| Der Einfluß auf die 
deutsche Politik und die Be- 
drohung der Grundrechte der 
hier wohnenden Menschen 
läuft nicht nur über die elek- 
tronische Überwachung durch 
die USA und Großbritannien. 
Sie läuft über Sonderrechte, 
über die Aktivitäten der Ge- 
heimdienste und über den gut 
organisierten |[...| Einfluß auf 
die deutsche Politik.« 


Noch eindeutiger äußerte sich 
der ehemalige Finanzminister 


SPIEGEL DER ZEIT 


Wolfgang Schäuble im Novem- 
ber 2011 beim »European Ban- 
king Congress« vor 300 Gästen 
aus der Bankwirtschaft: 


»Und wir in Deutschland sind 
seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän 
gewesen.« 


Der bekannte Publizist und Au- 
tor Peter Scholl-Latour äußerte 
sich in Focus Money (Ausgabe 
30/2013) zur Ausspähpraxis der 
USA in der BRD: 


»Wir sind noch in der Nachfol- 
gesituation des Besatzungs- 
statuts, und Amerika hatte 
natürlich hier eine sehr starke 
Position, denn hier verlief die 
Frontlinie des Kalten Kriegs. 
Die damaligen Strukturen sind 
noch vorhanden und wurden 
wahrscheinlich sogar ausge- 
baut. Deutschland ist eben - 
trotz der Behauptung unserer 
Politiker — kein voll souveräner 
Staat.« 


Alles nichts Neues für politisch 
Denkende — die Masse glaubt 
es aber immer noch nicht. Die 
meisten Bundesbürger haben es 
sich in dieser politischen Unfrei- 
heit bequem gemacht — die Quit- 
tung könnte ihnen bald präsen- 
tiert werden: 


»Der Vasall war seinem Herrn zu 
Diensten jeglicher Art verpflichtet 
(auxilium et consilium). Dazu ge- 
hörten insbesondere Kriegs- und 
Ratsdienste ...« (Wikipedia) 


Wenn der Lehnsherr die Kriegs- 
pflicht einfordert, müssen wir 
unsere Kinder in den Krieg schik- 
ken! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Die glücklichen 
Sklaven sind die 
erbittertsten Feinde 


der Freiheit. « 
Marie von Ebner-Eschenbach 
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»Unsere Kinder kriegt Ihr nicht!« 


Heute Panzer, morgen Flugzeuge, übermorgen unsere Kinder? 
Ei a un nn ra a er at 


Der Musiker und Liedermacher 
Reinhard Mey gehört zu den Erst- 
unterzeichnern der von Sahra 
Wagenknecht und Alice Schwar- 
zer initiierten Petition »Manifest 
für Frieden« (siehe Seite 9), in 
der der Bundeskanzler aufge- 
fordert wird, »die Eskalation der 
Waffenlieferungen zu stoppen« 
und vor einem russischen Atom- 
schlag warnt wird. 


In seinem 1986 erschienen Lied: 
»Nein, meine Söhne geb ich 
nicht!« wehrt sich Mey gegen 
Kriegstreiber und Profitgeier, die 
die Völker gegeneinander aufhet- 
zen: 


»Sie werden nicht in Reih' 
und Glied marschieren, nicht 
durchhalten, nicht kämp- 
fen bis zuletzt, auf einem 
gottverlass’nen Feld erfrieren, 
während ihr euch in weiche 
Kissen setzt.« 


Nein, »unsere Kinder kriegt Ihr 
nicht« für einen Krieg, der für 
fremde Interessen ausgefochten 
wird! 

Es muß einem angst und bange 


werden, wenn man die Aussagen 
deutscher Politiker hört. 


nicht gegeneinander. 


Annalena Baerbock 


Ist es Dummheit oder Kalkül, 
Deutschland durch solche Aus- 
sagen zur Kriegspartei werden 
zu lassen? 


»Aus der deutschen 
Schuld für Krieg und 
Völkermord erwächst für 


uns, erwächst für mich, 
in der Tat eine besondere 
Verantwortung. 


Annalena Baerbock 


Womit sich wieder einmal der 
Kreis schließt: »The Germans 
to the front!« 


Da sich diese Forderung in Zei- 
ten des Kalten Krieges nicht um- 
setzen ließ, soll jetzt, über den 
Umweg der Ukraine, Deutsch- 
land in einen Krieg mit Rußland 
hineingezogen werden? 


Schon im August vergangenen 
Jahres war sich Baerbock sicher: 
»Für mich ist klar: Die Ukraine 
verteidigt auch unsere Freiheit, 
unsere Friedensordnung und 
wir unterstützen sie finanziell 
und militärisch -— und zwar so 
lange es nötig ist. Punkt.« »Wir 
müssen uns darauf einstellen, 
daß dieser Krieg noch Jahre 
dauern könnte.« 


Moderner »Feminismus« scheint 
daraus zu bestehen, sich in 
kriegerischen Tönen zu über- 
trumpfen. Besonders die FDP- 
Bundestagsabgeordnete und 
Vorsitzende des Verteidigungs- 
ausschusses, Frau Strack-Zim- 
mermann kennt in ihren Worten 
weder Maß noch Ziel: 


»Die Diskussion um den Leopard 
2 wirft kein gutes Licht auf uns, 
weil natürlich die westliche Welt 
erwartet, daß Deutschland führt. « 
»Und wir sind verzagt. Wir sind 
immer hinter der Welle. Also wir 
warten immer, bis was passiert. 
Deutschland wartet, das Bundes- 
kanzleramt wartet, bis der Druck 
steigt, und dann kommt man ge- 
wissermaßen in die Gänge. Das 
ist kein gutes Bild.« 


Bereits im Mai 2022 äußerte 
sie: »Was wir brauchen -— das 
mag martialisch klingen - Sie 
brauchen, um aus Sicht der 
Bundeswehr zu agieren, ein 
Feindbild [...] Jetzt wissen wir, 
wie ein Feind aussehen könn- 
te, in diesem Fall aussieht. Und 
deswegen muß auch die NATO 
angepaßt werden an das Thema 
China, was passiert mit dem Iran, 
wie gehen wir weiter mit Rußland 
um? Das heißt, Sie brauchen ein 
Bild eines möglichen Feindes, 
der unsere Freiheit und Demo- 
kratie beseitigen will. Und das 
sehen wir jetzt gerade.« 


Der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Rolf Mützenich hatte darauf die 
einzig richtige Antwort: 


»Frau Strack-Zimmermann und 
andere reden uns in eine militäri- 
sche Auseinandersetzung hinein. 
Dieselben, die heute Alleingänge 
mit schweren Kampfpanzern for- 
dern, werden morgen nach Flug- 
zeugen oder Truppen schreien. 
Eine Politik in Zeiten eines Krie- 
ges in Europa macht man nicht 
im Stil von Empörungsritualen 
oder mit Schnappatmung, son- 
dern mit Klarheit und Vernunft.« 


Wenn von deutschen Poli- 
tikern immer wieder unsere 
historische Verantwortung 
betont wird, kann die Konse- 
quenz daraus doch nur lauten: 
Versucht Frieden zu schaffen 
und gießt nicht noch Öl ins 
Feuer! Vermittelt und eskaliert 
nicht. Wer sind wir, zu glauben, 
Weltpolizei spielen zu können? 


STOPPT DIE KRIEGSTREIBER! 
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Wer bestimmt die deutsche Politik? 
Die Atlantik-Brücke - ein Blick hinter die Kulissen 


Ein Kind der 


Besatzungsmächte 


Die Atlantik-Brücke e.V. wurde 
1952 gleichzeitig mit ihrer Schwe- 
sterorganisation, dem »American 
Council on Germany«, mit dem 
Ziel gegründet, die wirtschafts-, 
finanz- und militärpolitische Zu- 
sammenarbeit zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Deutsch- 
land zu vertiefen. 


Einer der Gründungsväter war 
John J. McCloy (1947-1949 Prä- 
sident der Weltbank, 1949-1952 
US-Hochkommissar im besetz- 
ten Westteil Deutschlands, 1953 
-1960 Vorstandsvorsitzender von 
Rockefellers Chase Manhattan 
Bank). Von 1954 bis 1970 war er 


»Die transatlantische Zu- 
sammenarbeit ist und 
bleibt gerade in schwieri- 
gen Zeiten ein entscheiden- 
der Faktor für die globale 
Ordnung und Stabilität. 
Jetzt, da nationalistische 
Strömungen weltweit an 
Zuspruch gewinnen, sieht 
sich die Atlantik-Brücke 
umso mehr ihrem Auftrag 
verpflichtet. Sie setzt sich 
für Multilateralismus, offe- 
ne Gesellschaften und frei- 
en Handel ein.« 


(Selbstdarstellung 
auf der Internetseite der 
Atlantik-Brücke e.V.) 


Vorstandsmitglied des US-ame- 
rikanischen »Council on Foreign 
Relations« (CFR) und »Bilder- 
berger«. 


Die Atlantik-Brücke e.V. ist ein 
von der Öffentlichkeit abgeschie- 
denes Elitenprojekt, das demo- 
kratisch nicht legitimierte Wirt- 
schaftsvertreter, Unternehmen, 
Medienvertreter und Akademiker 
strukturell Zugang zu politischen 
Entscheidern verschafft, also 
Lobbyismus. Ihr Einfluß reicht so 
weit, daß heute keiner mehr so 
genau weiß, wie böse der »böse 
Putin« nun eigentlich wirklich ist, 
weil mächtige westextremistische 
Lobbyorganisationen durch ihre 
Vernetzungen das Meinungsbild 
in der Gesellschaft in ihrem Sin- 
ne stark beeinflussen. 


Auch übt sie mit ihren zahlrei- 
chen Mitgliedern aus der Me- 
dienlandschaft einen erheblichen 
Einfluß aus. Diese Einflußnahme 
ist nicht immer ersichtlich, auch 
wenn, wie z.B. bei der »Talk- 
show« »Anne Will«, oft gleich 
mehrere Mitglieder der Atlantik- 
Brücke sitzen und diskutieren. 


Alle an einem Tisch 


Der heutige CDU-Chef und »Op- 
positionsführer« im Bundestag, 
Friedrich Merz, war von 2009 
bis 2019 Vorsitzender der Atlan- 
tik-Brücke. Seit 2019 ist es der 
ehemalige Vizekanzler und Ex- 
SPD-Chef Sigmar Gabriel. Stell- 
vertretender Vorsitzender ist der 


Bundesminister a.D. und heutige 
außenpolitische Sprecher der 
CDU, Norbert Röttgen. 


Im Vorstand der Atlantik-Brücke 
sitzen weiterhin die Bundestags- 
abgeordneten Alexander Graf 
Lambsdorff (FDP), Metin Hak- 
verdi (SPD) und Omid Nouripour, 
(Die Grünen). Somit sind alle 
Ampelregierungsparteien im Vor- 
stand vertreten. 


Neben anderen Bankern und 
Wirtschaftsführern befinden sich 
die Medienvertreter Tina Hassel 
vom ARD-Hauptstadtstudio und 
Eveline Y. Metzen (Lobbyabtei- 
lung von Google in Deutschland) 
im Vorstand der Atlantik-Brücke 
e.V. 


Mitglieder des Vereins sind u.a. 
die Bundestagsabgeordneten 
Roderich Kiesewetter (CDU), Ju- 
lia Klöckner (CDU), Günther Kir- 
chbaum (CDU), Armin Laschet 
(CDU), Katja Leikert (CDU), 
Christian Lindner (FDP), Frank 
Müller-Rosentriff (FDP), Michel- 
le Müntefering (SPD), Bernd 
Reuther (FDP), Nils Schmid 
(SPD), Ex-Minister Jens Spahn 
(CDU), Stephan Thomae (FDP) 
und Sandra Weeser (FDP). Clau- 
dia Roth und Cem Özdemir von 
den Grünen sind auch auf der 
Mitgliederliste zu finden. 


Und es gibt noch weitere Transat- 
lantische Organisationen mit ein- 
flußreichen Politikern. So ist z.B. 
eine der größten Kriegstreibe- 
rinnen, die FDP-Bundestagsab- 
geordnete und Vorsitzende des 
Verteidigungsausschusses des 
Deutschen Bundestages, Marie 
Agnes Strack-Zimmermann, Vi- 
zepräsidentin der NATO-Lobby- 
organisation »Deutsche Atlanti- 
sche Gesellschaft«. 


Alles in allem: Nicht der deut- 
sche Wählerwille, sondern die 
Atlantik-Brücke als »fünfte Ko- 
Ionne« der USA bestimmt maß- 
gebend die deutsche Politik! 


DIE FÜNFTE KOLONNE 


BITTER RER DEREN 
SONDERDRUCK 5323 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


In der Nacht zum 26.9.2022 wurde 
zunächst ein unerwarteter Druck- 
verlust in einem Strang von Nord 
Stream 2 gemeldet. Am folgenden 
Abend wurde dies auch in beiden 
Strängen von Nord Stream 1 regi- 
striert. 


Ursächlich für den Druckverlust 
waren Explosionen, die seismo- 
graphisch aufgezeichnet worden 
waren. Die erste Explosion ver- 
ursachte um 2:03 Uhr ein erstes 
Leck, etwa 12 Seemeilen südöst- 
lich der dänischen Insel Bornholm. 
Mindestens drei weitere Lecks 
entstanden am selben Tag um 
19:03 Uhr zwischen Bornholm und 
Öland. Tagelang waren über den 
Lecks an der Wasseroberfläche in 
einem Umkreis von bis zu einem 
Kilometer aufsteigende Gasbla- 
sen zu sehen. Bilder des aus der 
Ostsee austretenden Gases veröf- 
fentliche die schwedische Küsten- 
wache. 


Unmittelbar nach den Explosionen 
behandelten die amerikanischen 
Medien, in ihrem Fahrwasser die 
bundesdeutschen sogenannten 
»Leitmedien«, den Vorfall wie ein 


Victoria Nuland, SENSSKIN für politische 


Angelegenheiten im US-Außenministerium 


ungelöstes Rätsel. Rußland wur- 
de wiederholt als mutmaßlicher 
Schuldiger genannt, ohne jedoch 
jemals ein klares Motiv für einen 
solchen Akt der Selbstsabotage 
zu nennen. 


Auf die früheren US-amerikani- 
schen Drohungen gegen die Gas- 
leitungen (vgl. UN 9/2017, 2/2020, 
9/2020, 10/2020, 3/2021), die von 
Trump, Biden und weiteren US- 
amerikanischen Politikern aus- 
gesprochen wurden, gingen die 
»Leitmedien« gar nicht erst ein. 


Im November dann bestätigten 
schwedische Untersuchungen, 
daß es sich um absichtlich herbei- 
gefügte Sprengungen handelt. 


Nun, im Februar 2023, veröf- 
fentlichte der US-amerikanische 
Journalist Seymour Hersh seine 
Rechercheergebnisse zu diesen 
Sprengungen. Hersh ist nicht ir- 
gendein Journalist. Der Pulitzer- 
Preisträger deckte das Massaker 
von MY Lai während des Vietnam- 
Krieges auf und publizierte über 
den Abu-Ghraib-Folterskandal 
und zur Tötung von Osama bin 
Laden. 


Der SPIEGEL, das »Sturmge- 
schütz der Demokratie«, be- 
zeichnete Seymour Hersh 2016 
als »/egendären amerikanischen 
Enthüllungsjournalisten«. Heute, 
im Jahr 2023, bezeichnet selbiger 
SPIEGEL den Enthüllungsjourna- 
listen als »umstrittenen US-Jour- 
nalisten«. 


Warum? Weil Hersh in seinen am 
8.2.2023 veröffentlichten Ergeb- 
nissen (Auszüge finden Sie auf 
den Folgeseiten) zu dem Schluß 
kommt, der Anschlag auf Nord 
Stream sei auf Anordnung der US- 
amerikanischen Regierung be- 
gangen worden. 


Das Weiße Haus hat seine Aus- 
führungen natürlich dementiert 
und sie als »völlig falsch und frei 
erfunden« bezeichnet. Seine neu- 
ste Recherche ist es aber zumin- 
dest wert, untersucht zu werden. 
Denken wir an Bidens Bemerkung 
»Wir werden dem ein Ende set- 
zen!« 


Es ist offensichtlich, daß die USA 
am meisten von den zerstörten 
Gasleitungen profitieren. 


Cui bono? 


Wie Amerika Nord Stream zerstörte 


Auszüge aus dem Arti- 
kels des investigativen 
US-Journalisten Seymor 
Hersh vom 8.2.2023 


»|...] Die Entscheidung des 
US-Präsidenten, die Pipe- 
lines zu sabotieren, er- 
folgte nach mehr als neun 
Monaten streng geheimer 
Debatten innerhalb der für 
die nationale Sicherheit 
zuständigen Gremien in 
Washington darüber, wie 
dieses Ziel am besten zu 
erreichen sei. Die meiste 
Zeit über ging es nicht um 
die Frage, ob die Mission 
durchgeführt werden soll- 
te, sondern darum, wie 
sie durchgeführt werden 
könnte, ohne Spuren zu 
hinterlassen, die auf die 
Verantwortlichen hinwei- 
sen würden. [...] 


Die politischen Befürch- 
tungen der Amerikaner 
waren real: Putin würde 
damit über eine zusäftzli- 
che und dringend benö- 
tigte Einnahmequelle ver- 
fügen, Deutschland und 
das übrige Westeuropa 
würden von preiswertem, 
von Rußland geliefertem 
Erdgas abhängig und hät- 
ten gleichzeitig ihre Ab- 
hängigkeit von den USA 
verringert. Tatsächlich ist 
genau das passiert. Vie- 
le Deutsche sahen Nord 
Stream 1 als Teil der be- 
rühmten Ostpolitik des 
ehemaligen Bundeskanz- 
lers Willy Brandt, die es 
Nachkriegsdeutschland 
ermöglichen würde, sich 
selbst und andere euro- 
päische Nationen, die im 
Zweiten Weltkrieg zerstört 
worden waren, wiederher- 
zustellen, indem unter an- 
derem billiges russisches 
Gas als Treibstoff für eine 
florierende westeuropä- 
ische Ökonomie genutzt 
wurde. 


Nord Stream 1 war nach 
Ansicht der NATO und 


Washingtons schon ge- 
fährlich genug, aber Nord 
Stream 2, dessen Bau im 
September 2021 abge- 
schlossen wurde, hätte, 
wenn deutsche Regu- 
lierungsbehörden eine 
Freigabe erteilt hätten, 
die Menge an billigem 
Gas für Deutschland und 
Westeuropa verdoppelt. 
Die zweite Pipeline hätte 
außerdem genügend Gas 
für mehr als 50 Prozent 
des jährlichen Verbrauchs 
in Deutschland geliefert. 
Derweil stiegen infolge ei- 
ner aggressiven Außenpo- 
litik der Biden-Regierung 
fortwährend die Spannun- 
gen zwischen Rußland 
und der NATO. [...] 


Im Dezember 2021, zwei 
Monate bevor die ersten 
russischen Panzer in die 
Ukraine rollten, berief Jake 
Sullivan die Sitzung einer 
neu gebildeten Taskforce 
ein — Männer und Frauen 
aus dem Vereinigten Ge- 
neralstab, der CIA, dem 
Außen- und dem Finanz- 
ministerium — und bat um 
Empfehlungen, wie man 
auf Putins bevorstehende 
Invasion reagieren sollte. 
Bu 

Den Teilnehmern wurde 
laut meiner Quelle, die di- 
rekte Kenntnisse der Vor- 
gänge besitzt, klar, daß 
Sullivan beabsichtigte, 
die Gruppe einen Plan für 
die Zerstörung der beiden 
Nord-Stream-Pipelines 
ausarbeiten zu lassen, 
und daß er damit den 
Wünschen des Präsiden- 
ten nachkam. 


In den folgenden Sitzun- 
gen erörterten die Teilneh- 
mer die Optionen für einen 
Angriff. Die Marine schlug 
vor, ein neu in Dienst ge- 
stelltes U-Boot einzuset- 
zen, um die Pipeline direkt 
anzugreifen. Die Luftwaffe 
diskutierte den Abwurf von 
Bomben mit verzögertem, 


ferngesteuertem Zünder. 
Die CIA vertrat die An- 
sicht, daß der Angriff in 
jedem Fall verdeckt erfol- 
gen müsse. Allen Beteilig- 
ten war klar, was auf dem 
Spiel stand. „Das ist kein 
Kinderkram“, so mein In- 
formant. Wenn der Angriff 
auf die Vereinigten Staa- 
ten zurückgeführt werden 
könnte, „wäre das eine 
Kriegshandlung“. [...] 


Am 7. Februar, weniger 
als drei Wochen vor der 
scheinbar unvermeidli- 
chen russischen Invasion 
in der Ukraine, traf Biden 
in seinem Büro im Wei- 
ßen Haus mit dem deut- 
schen Bundeskanzler Olaf 
Scholz zusammen, der 
nach einigem Wackeln 
nun fest an der Seite der 
Amerikaner stand. Bei 
der anschließenden Pres- 
sekonferenz sagte Biden 
trotzig: „Wenn Rußland 
einmarschiert wird 
es kein Nord Stream 2 
mehr geben. Wir werden 
dem ein Ende setzen.“ 
Zwanzig Tage zuvor hatte 
bereits Staatssekretärin 
Nuland bei einem Briefing 
des Außenministeriums 
im wesentlichen dieselbe 
Botschaft verkündet, ohne 
daß die Presse darüber 
berichtet hätte. „Ich möch- 
te Ihnen heute ganz klar 
sagen“, antwortete sie auf 
eine Frage, „wenn Ruß- 
land in die Ukraine ein- 
marschiert, wird Nord 
Stream 2 auf die eine 
oder andere Weise nicht 
vorankommen“. 


Mehrere an der Planung 
der Mission beteiligte Per- 
sonen waren bestürzt über 
die ihrer Meinung nach 
indirekten Anspielungen 
auf den Angriff. „Es war, 
als würde man in Tokio 
eine Atombombe auf den 
Boden legen und den Ja- 
panern sagen, daß wir sie 
zünden werden“, erzählte 


mir mein Informant. „Der 
Plan sah vor, die Optionen 
nach der Invasion auszu- 
führen und nicht öffentlich 
bekanntzugeben. Biden 
hat es einfach nicht kapiert 
oder ignoriert.“ 


Bidens und Nulands lIn- 
diskretion, wenn es denn 
eine war, könnte einige 
der Planer frustriert haben. 
Aber sie schuf auch eine 
Gelegenheit. Meiner Quel- 
le zufolge hielten einige 
hochrangige CIA-Beamte 
fest, daß die Sprengung 
der Pipeline „nicht mehr 
als verdeckte Option an- 
gesehen werden konnte, 
weil der Präsident gerade 
verkündet hatte, daß wir 
wüßten, wie es geht“. Der 
Plan, Nord Stream 1 und 2 
zu sprengen, wurde plötz- 
lich von einer verdeckten 
Operation, über die der 
Kongreß hätte informiert 
werden müssen, zu einer 
streng vertraulichen Ge- 
heimdienstoperation mit 
Unterstützung des US-Mi- 
litärs herabgestuft. Nach 
dem Gesetz, so mein ln- 
formant, „gab es keine 
rechtliche Verpflichtung 
mehr, den Kongreß über 
die Operation zu informie- 
ren. Alles, was sie jetzt tun 
mußten, war, es einfach 
zu tun — aber es mußte im- 
mer noch geheim bleiben. 
Die Russen haben eine 
hervorragende Überwa- 
chung der Ostsee. [...] 


Die Mitglieder der CIA- 
Arbeitsgruppe hatten kei- 
nen direkten Kontakt zum 
Weißen Haus und wollten 
unbedingt herausfinden, 
ob der Präsident es ernst 
meinte mit dem, was er 
gesagt hatte, das heißt, 
ob die Mission nun geneh- 
migt war. Mein Informant 
erinnerte sich: „Bill Burns 
kam zurück und sagte: 
, Tun Sie es.“ [...] 


In Washington wußten 
die Planer, daß sie nach 


Norwegen gehen mußten. 
„Sie haßten die Russen, 
und die norwegische Mari- 
ne war voller hervorragen- 
der Matrosen und Taucher, 
die seit Generationen Er- 
fahrung bei der hochpro- 
fitablen Ausbeutung von 
Öl und Gas in der Tiefsee 
hatten“, äußerte meine 
Quelle. Außerdem konnte 
man darauf vertrauen, daß 
sie die Mission geheimhal- 
ten würden. (Die Norwe- 
ger könnten auch andere 
Interessen gehabt haben. 
Die Zerstörung von Nord 
Stream würde es Norwe- 
gen ermöglichen, weitaus 


mehr eigenes Erdgas nach- 


Europa zu verkaufen.) 


nEine Frage, die ich 
Scholz gern stellen 
würde, wenn ich eine 
parlamentarische 
Anhörung leiten 
würde, ist diese: Hat 
Joe Biden Ihnen davon 
erzählt? Hat er ihnen 
damals gesagt, warum 
er so zuversichtlich 
war, daß er die 
Pipeline zerstören 
könnte?u Seymour Hersh 


Irgendwann im März flo- 
gen einige Mitglieder des 
Teams nach Norwegen, 
um sich mit dem norwegi- 
schen Geheimdienst und 
der Marine zu treffen. Eine 
der wichtigsten Fragen 
war, wo genau in der Ost- 
see der beste Ort für die 
Anbringung des Spreng- 
stoffs sei. [...] 


Die norwegische Marine 
fand schnell die richtige 
Stelle in den flachen Ge- 
wässern der Ostsee, eini- 
ge Kilometer vor der däni- 
schen Insel Bornholm. Die 
Pipelines liegen hier mit 
einem Abstand von rund 
zwei Kilometern in einer 
Tiefe von etwa 80 Metern 
auf dem Meeresboden. 
Das wäre in Reichweite 
der Taucher, die von ei- 


nem norwegischen Minen- 
suchboot der Alta-Klasse 
aus (C4-Sprengladungen 
an den vier mit Beton ab- 
gedeckten Pipelines an- 
bringen würden. Sicher 
eine mühsame, zeitrau- 
bende und gefährliche 
Arbeit, aber die Gewässer 
vor Bornholm haben einen 
weiteren Vorteil: Es gibt 
keine größeren Gezeiten- 
strömungen, die das Tau- 
chen erheblich erschwert 
hätten. 


Nach ein paar Nachfor- 
schungen waren die Ame- 
rikaner voll dabei. [...] 


Es war bekannt, daß die 
russische Marine Über- 
wachungstechnologie hat, 
die sie in die Lage ver- 
setzt, Unterwasserminen 
aufzuspüren und auszulö- 
sen. Die amerikanischen 
Sprengsätze mußten so 
getarnt werden, daß sie 
dem russischen System 
als Teil der natürlichen 
Umgebung erschienen — 
was eine Anpassung an 
den spezifischen Salzge- 
halt des Wassers erforder- 
te. Die Norweger hatten 
dafür eine Lösung. 


Und sie hatten auch eine 
Lösung für die entschei- 
dende Frage, wann die 
Operation durchgeführt 
werden sollte. Seit 21 
Jahren veranstaltet die 
US-Navy jedes Jahr im 
Juni ein großes NATO- 
Manöver in der Ostsee, an 
der zahlreiche Schiffe der 
Alliierten aus der gesam- 
ten Region teilnehmen. 
Die aktuelle Übung, die 
im Juni stattfinden soll- 
te, heißt BALTOPS 2022. 
Die Norweger fanden, daß 
dies die ideale Gelegen- 
heit für das Verlegen der 
Minen wäre. 


Die Amerikaner überzeug- 
ten die Manöver-Planer, 
das Programm um eine 
Forschungs- und Entwick- 
lungsübung zu erweitern. 
An der Übung, die von 
der Marine angekündigt 
wurde, war die 6. US- 


Flotte in Zusammenarbeit 
mit den „Forschungs- und 
Kriegsführungszentren” 
der Marine beteiligt. Bei 
der Übung vor der Küste 
der Insel Bornholm sollten 
Taucherteams der NATO 
Minen verlegen, wäh- 
rend die konkurrierenden 
Teams die neueste Un- 
terwassertechnologie ein- 
setzten, um die Minen zu 
finden und zu zerstören. 


Das war sowohl eine nütz- 
liche Übung als auch eine 
raffinierte Tarnung. Die 
Jungs [...] würden ihre 
Arbeit tun, und die C4- 
Sprengsätze würden am 
Ende der Marineübung an 
Ort und Stelle sein, verse- 
hen mit einem 48-Stun- 
den-Timer. Alle Amerika- 
ner und Norweger wären 
bis zur ersten Explosion 
schon lange weg. |...] 


Dann aber überlegte man 
es sich in Washington an- 
ders. Die Bomben sollten 
zwar immer noch wäh- 
rend des Manövers gelegt 
werden, aber das Weiße 
Haus befürchtete, eine 
Beteiligung der USA wäre 
zu offensichtlich, wenn sie 
innerhalb von zwei Tagen 
nach der Übung explodier- 
ten. 


Stattdessen warf das Wei- 
ße Haus eine neue Fra- 
ge auf: „Können sich die 
Jungs vor Ort etwas ein- 
fallen lassen, um die Pipe- 
lines später auf Komman- 
do zu sprengen?“ [...] 


Die Amerikaner, die in 
Norwegen im Einsatz wa- 
ren, begannen mit der 
Arbeit an dem neuen Pro- 
blem. Die Aufgabe war 
viel anspruchsvoller, als 
man in Washington dach- 
te. Das Team in Norwegen 
konnte nicht wissen, wann 
der Präsident den Knopf 
drücken würde. Würde es 
in ein paar Wochen, in vie- 
len Monaten, in einem hal- 
ben Jahr oder noch später 
sein? 

Das an den Pipelines an- 
gebrachte C4 würde durch 


eine kurzfristig von einem 
Flugzeug abgeworfene 
Sonarboje ausgelöst, aber 
das Verfahren erfordert 
modernste Signalverarbei- 
tungstechnologie. Die an 
den vier Pipelines ange- 
brachten Geräte zur zeit- 
lichen Verzögerung könn- 
ten versehentlich durch 
die komplexe Mischung 
von Meeresgeräuschen in 
der stark befahrenen Ost- 
see ausgelöst werden — 
verursacht von nahen und 
fernen Schiffen, Unter- 
wasserbohrungen, seismi- 
schen Ereignissen, Wellen 
und sogar Meerestieren. 
Um das zu vermeiden, 
würde die Sonarboje, so- 
bald sie an Ort und Stelle 
wäre, eine Abfolge einzig- 
artiger tieffregquenter Töne 
aussenden — ähnlich de- 
nen einer Flöte oder eines 
Klaviers —, die vom Zeit- 
messer erkannt und nach 
einer voreingestellten Ver- 
zögerung von mehreren 
Stunden die Sprengung 
auslösen würden. [...] 


Am 26. September 2022 


warf ein P8-Überwa- 
chungsflugzeug der nor- 
wegischen Marine bei 


einem scheinbaren Routi- 
neflug eine Sonarboje ab. 
Das Signal breitete sich 
unter Wasser aus, zu- 
nächst zu Nord Stream 2 
und dann zu Nord Stream 
1. Wenige Stunden später 
wurde der hochexplosive 
C4-Sprengstoff gezündet, 
und drei der vier Pipelines 
wurden zerstört. Innerhalb 
weniger Minuten konn- 
te man sehen, wie sich 
Methangas, das in den 
stillgelegten Pipelines ver- 
blieben war, an der Was- 
seroberfläche ausbreitete, 
und die Welt erfuhr, daß 
etwas Unumkehrbares ge- 
schehen war. [...]« 


Den kompletten Text fin- 
den interessierte Leser (im 
englischen Original) im In- 
ternet: 

> www.fk-un.de/UN3236 
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»Mangelnder Aufklärungswille« 


Die kurdisch-alevitischstämmige 
Bundestagsabgeordnete Sevim 
Dagdelen (Die Linke), deren poli- 
tisches »Engagement« (Mitglied- 
schaft u.a in Rote Hilfe, DIDF und 
ver.di, Unterstützung für PKK 
und YPG, Einsatz für Migration) 
man nicht wirklich nachvollzie- 
hen kann, hielt am 10.2.2023 vor 
dem Bundestag eine Rede zum 
Thema Nord-Stream-Sprengun- 
gen, in der sie Fakten einbringt, 
die wir Ihnen, liebe Leser, nicht 
vorenthalten wollen (Quelle: BT- 
Plenarprotokoll 20/86): 


| Parlamentsfernsehen, 10.2.2023 
(Bildschirmausdruck) 


»Journalismus in unserem Land 
findet in diesen Tagen des Krie- 
ges oft nach dem Motto statt: 
„Der US-Präsident erklärt, die 
Bundesregierung verkündet, die 
Polizei informiert“. Der internatio- 
nal renommierte Enthüllungsjour- 
nalist Seymour Hersh hat sich in 
seiner ganzen Vita immer gegen 
einen Verlautbarungsjournalis- 
mus gestellt, der versucht, Re- 
gierungspositionen zu kolportie- 
ren und die Glaubwürdigkeit von 
Kritik am Regierungshandeln zu 
erschüttern. 


Heute geht es so weit, daß privat 
finanzierte sogenannte Fakten- 
checker auf die Zersetzung von 
Opposition zur Kriegspolitik hin- 
arbeiten und quasi amtlich erklä- 
ren, was richtig ist und was nicht 
richtig zu sein hat. 


Seymour Hersh hat von den Ent- 
hüllungen über das US-Massa- 
ker im Vietnamkrieg in My Lai bis 
heute Journalismus eben nicht 
als staatlich gelenkte Wahrheits- 
produktion verstanden. Umso 
augenfälliger ist es, daß seine 
Enthüllungen über die mutmaß- 


lich von den USA und Norwegen 
begangenen Terrorakte in den 
öffentlich-rechtlichen Medien und 
auch in den Leitmedien praktisch 
gar keine Rolle spielen. Und es 
scheint so, daß auch der Bun- 
desregierung selbst die Kraft und 
der Wille zu einer wirklichen Auf- 
klärung der Terrorakte fehlt. Man 
kann sich eben nicht bis in alle 
Ewigkeit hinter den Ermittlungen 
des Generalbundesanwalts ver- 
stecken. 


Ich will gar nicht mutmaßen, wa- 
rum es diesen mangelnden Auf- 
klärungswillen der Bundesregie- 
rung zu geben scheint. Was sind 
die wirklichen Gründe? [...] 


Aber für immer mehr Menschen 
in Deutschland wird offensicht- 
lich, daß der Verzicht der Bun- 
desregierung auf eine eigen- 
ständige und diplomatische 
Außenpolitik, die sich nicht in ei- 
nem Hörigkeitsverhältnis zu den 
USA begreift, zu einem immer 
größer werdenden Problem für 
die Sicherheit der Bevölkerung 
zu werden droht. 


Wenn Sie als Bundesregierung 
aber dem Eindruck entgegentre- 
ten wollen, daß Sie gar kein wirk- 
liches Aufklärungsinteresse ha- 
ben, was die Terroranschläge auf 
die Energieversorgung über die 
wichtigen Gaspipelines angeht, 
dann fordere ich Sie als Bundes- 
regierung auf, sich wenigstens 
nicht gegen die Etablierung einer 
internationalen Untersuchungs- 
kommission zu stellen, am be- 
sten unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen, meine 
Damen und Herren. 


In den letzten Stunden ist ein Ma- 
nifest für Frieden — gegen Eska- 
lation der Waffenlieferungen, für 
einen Waffenstillstand und Frie- 
densverhandlungen - erschie- 
nen, mit 69 Intellektuellen und 
Künstlern, von Reinhard Mey 
bis Katharina Thalbach und dem 
Sohn Willy Brandts, Peter Brandt, 
als Erstunterzeichnern, das auch 


ich gezeichnet habe. In diesem 
Aufruf heißt es: 


Wir Bürgerinnen und Bürger 
Deutschlands können nicht di- 
rekt auf Amerika und Russland 
oder auf unsere europäischen 
Nachbarn einwirken. Doch wir 
können und müssen unsere Re- 
gierung und den Kanzler in die 
Pflicht nehmen und ihn an seinen 
Schwur erinnern: „Schaden vom 
deutschen Volk wenden“. 


Und dies erwarte ich auch von der 
Bundesregierung, was die Auf- 
klärung der Terroranschläge auf 
die Nord-Stream-Pipelines an- 
geht. Wer sich an seinen Amtseid 
erinnert, muß diese Sache jetzt 
mit Nachdruck verfolgen, ohne 
Ansehen, daß die Enthüllungen 
bisher darauf hinweisen, daß der 
eigene Verbündete, die USA, die- 
sen Terrorangriff auf unser Land 
zu verantworten haben. 


Es gab ja eine klare Ansage von 
US-Präsident Joe Biden am 7. 
Februar letzten Jahres. Er sag- 
te bei der Pressekonferenz mit 
Bundeskanzler Scholz: Wenn 
Rußland ... einmarschiert, wird 
es kein Nord Stream 2 mehr ge- 
ben. Wir werden dem ein Ende 
bereiten. 


Auch an die öffentliche Freude 
der Unterstaatssekretärin Victo- 
ria Nuland über diese Terroran- 
schläge möchte ich Sie erinnern. 


EU-Kommissionspräsidentin Ur- 
sula von der Leyen hatte nach 
den Anschlägen erklärt: Jede 
vorsätzliche Störung der aktiven 
europäischen Energieinfrastruk- 
tur ist inakzeptabel und wird zu 
der schärfsten möglichen Antwort 
führen. Zitat Ende. 


Ich hoffe sehr, daß diese Ansa- 
ge auch jetzt noch gilt, wo der 
Generalbundesanwalt für eine 
Täterschaft Rußlands keine Be- 
weise sieht, und daß die Bundes- 
regierung einen Terrorangriff aut 
die deutsche und europäische 
Infrastruktur ebenfalls schärfst- 
möglich beantwortet.« 


NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN! 
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Wagenknecht und Schwarzer: 
Zwei Heilsbringerinnen? 


Wie politisch bescheiden deut- 
sche Patrioten doch geworden 
sind! 


Da stellen sich zwei Damen hin, 
die weltanschaulich meilenweit 
von unserem Menschenbild ent- 
fernt sind und schon geraten wir 
in Verzückung, nur weil sich in ei- 
nem Punkt (Ukrainekrieg) unsere 
Auffassungen und Beurteilungen 
teilweise decken. 


Sowohl Sahra Wagenknecht als 
auch Alice Schwarzer kommen 
aus ihrer markxistisch/kommuni- 
stischen Weltsicht nicht raus und 
bleiben beide auf ihren »Fachge- 
bieten« ideologisch verbohrt. 


Ja, es ist zu begrüßen, wenn 
»Rechte« und »Linke« gemein- 
sam für den Frieden auf die Stra- 
Re gehen. Ja, es ist zu begrüßen, 
wenn »Rechte« und »Linke« die 
sozialen Mißstände in diesem 
Land anprangern — nur die Lö- 
sungen unterscheiden sich doch 
diametral. 


Punktuelle gemeinsame Aktio- 
nen gegen die unseligen Verhält- 
nisse in diesem Staat gerne wie- 
der — aber bitte keine utopischen 
Wunschvorstellungen über eine 
»geläuterte« Sahra Wagen- 
knecht oder über eine »rational« 
denkende Alice Schwarzer. Der 
Hund kläfft weiter — auch wenn 
man ihm das Schild »Katze« um- 
hängt. 

Nachfolgend der Wortlaut der 
von beiden Damen eingebrach- 


ten Petition Unterschrift 


empfohlen): 


»Manifest für Frieden 


Heute ist der 352. Kriegstag in 
der Ukraine (10.2.2023). Über 
200.000 Soldaten und 50.000 
Zivilisten wurden bisher getötet. 
Frauen wurden vergewaltigt, Kin- 
der verängstigt, ein ganzes Volk 
traumatisiert. Wenn die Kämpfe 
so weitergehen, ist die Ukraine 
bald ein entvölkertes, zerstörtes 
Land. Und auch viele Menschen 
in ganz Europa haben Angst vor 
einer Ausweitung des Krieges. 
Sie fürchten um ihre und die Zu- 
kunft ihrer Kinder. 


Die von Rußland brutal über- 
fallene ukrainische Bevölke- 
rung braucht unsere Solidarität. 
Aber was wäre jetzt solidarisch? 
Wie lange noch soll auf dem 
Schlachtfeld Ukraine gekämpft 
und gestorben werden? Und was 
ist jetzt, ein Jahr danach, eigent- 
lich das Ziel dieses Krieges? Die 
deutsche Außenministerin sprach 
jüngst davon, daß „wir“ einen 
„Krieg gegen Rußland“ führen. Im 
Ernst? 


Präsident Selenskyj macht aus 
seinem Zielkein Geheimnis. Nach 
den zugesagten Panzern fordert 
er jetzt auch Kampfjets, Lang- 
streckenraketen und Kriegsschif- 
fe - um Rußland auf ganzer Linie 
zu besiegen? Noch versichert der 
deutsche Kanzler, er wolle weder 
Kampfjets noch „Bodentruppen“ 


(zur 
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senden. Doch wie viele „rote Lini- 
en“ wurden in den letzten Mona- 
ten schon überschritten? 


Es ist zu befürchten, daß Putin 
spätestens bei einem Angriff auf 
die Krim zu einem maximalen 
Gegenschlag ausholt. Geraten 
wir dann unaufhaltsam auf eine 
Rutschbahn Richtung Weltkrieg 
und Atomkrieg? Es wäre nicht der 
erste große Krieg, der so begon- 
nen hat. Aber es wäre vielleicht 
der letzte. 


Die Ukraine kann zwar — unter- 
stützt durch den Westen — ein- 
zelne Schlachten gewinnen. 
Aber sie kann gegen die größte 
Atommacht der Welt keinen Krieg 
gewinnen. Das sagt auch der 
höchste Militär der USA, General 
Milley. Er spricht von einer Patt- 
situation, in der keine Seite mili- 
tärisch siegen und der Krieg nur 
am Verhandlungstisch beendet 
werden kann. Warum dann nicht 
jetzt? Sofort! 


Verhandeln heißt nicht Kapitulie- 
ren. Verhandeln heißt, Kompro- 
misse machen, auf beiden Seiten. 
Mit dem Ziel, weitere Hunderttau- 
sende Tote und Schlimmeres zu 
verhindern. Das meinen auch wir, 
meint auch die Hälfte der deut- 
schen Bevölkerung. Es ist Zeit, 
uns zuzuhören! 


Wir Bürgerinnen und Bürger 
Deutschlands können nicht di- 
rekt auf Amerika und Rußland 
oder auf unsere europäischen 
Nachbarn einwirken. Doch wir 
können und müssen unsere Re- 
gierung und den Kanzler in die 
Pflicht nehmen und ihn an seinen 
Schwur erinnern: „Schaden vom 
deutschen Volk wenden“. 


Wir fordern den Bundeskanzler 
auf, die Eskalation der Waffen- 
lieferungen zu stoppen. Jetzt! Er 
sollte sich auf deutscher wie eu- 
ropäischer Ebene an die Spitze 
einer starken Allianz für einen 
Waffenstillstand und für Friedens- 
verhandlungen setzen. Jetzt! 
Denn jeder verlorene Tag kostet 
bis zu 1.000 weitere Menschen- 
leben — und bringt uns einem 3. 
Weltkrieg näher.« 


STOPPT DIE ESKALATION! 
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Endziel: Armut für alle! 


Den grünlinken Wählern möch- 
te man zurufen: »Wann hört Ihr 
endlich die Signale?« 


Unverblümter und eindeutiger 
als die »Klimaaktivistin« Katja 
Diehl kann man den Kampf ge- 
gen unseren Wohlstand nicht 
artikulieren: »Wir nehmen den 
Deutschen den Traum vom 
eigenen Auto und vom Eigen- 
heim — dessen müssen wir uns 
bewußt sein!« 


Diese Aussage tätigte sie bei 
ihrem Besuch bei der Lübecker 
Ortsgruppe von »Fridays for Fu- 
ture« im Februar 2023. 


Sie habe anregen wollen, »daß 
wir unsere Träume und Ziele 
kritisch hinterfragen. Erster Job, 
erstes Auto, erstes Eigenheim — 
das sind die Wege, im Sinne von 
Erfolg« — und dies will die Dame 
anscheinend ändern. 


Nun ist Frau Diehl nicht eine der 
üblichen klimabesoffenen Trul- 
las, wie sie immer häufiger, vor 
allen in den öÖffentlich-rechtlichen 
Medien zu finden sind, nein, Frau 
Diehl nimmt massiv Einfluß auf 
das politische Leben in der BRD. 


Die studierte Literatur- und Medi- 
enwissenschaftlerin tritt in »Talk- 


310 | fk-un.de/CC-BY-SA-40 


mac Garbe | fk-un.de/ 


KR 


shows« als Mobilitätsexpertin vor 
einem Millionenpublikum auf. 


Die in der Bundesregierung an- 
scheinend hochgeschätzte »dop- 
pelte Preisträgerin des deutschen 
Mobilitätspreises vom Verkehrs- 
ministerium« sowie Mitglied einer 
Jury des Bundesumweltministe- 
riums ist auch »Aktivistin«. Im 
Januar wurde sie von der Polizei 


erwischt, als sie in einem Bus ge- 


meinsam mit der »Letzten Gene- 
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ration« zur Besetzung von Lütze- 
rath unterwegs war. 


Das schadet ihrem Ansehen al- 
lerdings nicht, im Gegenteil — so 
berät sie nicht nur Bundespo- 
litiker, sondern auch Baden- 
Württembergs Verkehrsminister 
Winfried Herrmann (Grüne). 


Ihr Streben geht aber weit über 
die geplante Verarmung der Be- 
völkerung hinaus — auch der 
»Kulturbetrieb« muß sich radikal 
ändern. So »twitterte« sie zum 1. 
Januar des Jahres: »Und selbst 
beim Schauen der Wiener Phil- 
harmoniker komme ich nicht um- 
hin, etwas gestreßt zu bemerken, 
wie weiß und männlich sie sind. 
Sich mit dem Thema weiße Mehr- 
heitsgesellschaft zu beschäftigen 
heißt, nicht mehr wegschauen zu 
können — und zu wollen. We will 
fix that.« 


Nein, reparieren wollen diese 
geistigen Brandstifter nicht, 
sie wollen den Umsturz. 


Wer immer noch glaubt, es mit 
Klimatraumtänzern zu tun zu 
haben, hat den Schuß nicht ge- 
hört: Es gibt Menschen in dieser 
Welt, die endlich das vollenden 
wollen, an dem Stalin, Pol Pot 
und Mao gescheitert sind. 


L rebe Leser gAHZ [PIIYAL: 


»Es gibt nichts Älteres als die Zeitung von ge- 
stern«. Dieser altbekannte Spruch mag für die 
Masse der Tages- oder Wochenzeitungen stim- 
men, die nach dem Lesen oder Durchblättern üb- 
licherweise im Papierkorb landen. 


Für eine Zeitschrift wie die UN gilt er mit Sicher- 
heit nicht. Zum Thema unserer Abhängigkeit von 
den Zielen und dem Willen der USA rief kürzlich 
ein UN-Leser an: Wir hätten doch vor Jahren mal 
berichtet, daß Egon Bahr offenbart hätte, was die 
Kanzler der BRD unterschreiben müßten. »Kön- 
nen Sie mir diese UN schicken? Welche das war, 
weiß ich nicht mehr, ich gebe sie immer weiter«. 


Ja, das konnten wir, wenn auch mit einigem Zeit- 
aufwand für die Suche. Auf Seite 4 der Ausgabe 


9/2020 ist die Aussage Egon Bahrs dokumen- 
tiert. Willy Brandt wurden danach drei Briefe an 
die Westmächte vorgelegt, die er unterschreiben 
solle. Egon Bahr dazu: »Brandt war empört, daß 
man von ihm verlangte, einen solchen Unterwer- 
Jfungsbrief zu unterschreiben. Da mußte er sich 
belehren lassen, daß Konrad Adenauer diese 
Briefe unterschrieben hatte und danach Ludwig 
Erhardt und danach Kurt Georg Kiesinger.« 


Nicht umsonst bieten wir allen Lesern, die ihre 
Exemplare nach dem Lesen an andere weiterge- 
ben, an, unsere Jahresmappen zu bestellen. Vie- 
le Inhalte der UN sind zeitlos gültig und bleiben 


aktuell! 
Ihe UN- Mitarbeiter 
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Für Berlin gibt es kein 
»Flüchtlingsproblem« 


Die Unruhe über die Flüchtlings- 
ströme, die nach Deutschland 
kommen, wächst bei der ange- 
stammten Bevölkerung und bei 
den in den Kommunen verant- 
wortlichen Politikern — nur die 
Heimat- und Innenministerin 
Nancy Faeser (SPD) ignoriert 
das. 


Faesers Versuche, mit Harmo- 
niephrasen — »Seite an Seite« — 
und der Verkündigung von immer 
neuen Arbeitskreisen die drama- 
tische Zuwanderungswirklichkeit 
in den Kommunen zu übertün- 
chen, sind grandios gescheitert. 


»Wir lassen Sie nicht allein«, 
verspricht Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) im Bundestag. 
»Der Bund hat die Länder und 
Gemeinden bei der Registrierung 
der Flüchtlinge unterstützt, und 
wie schon im Vorjahr greift der 
Bund den Ländern und Gemein- 
den auch in diesem Jahr mit Mil- 
liarden Euro unter die Arme, um 
die Ankommenden gut zu versor- 
gen.« 


Sebastian Gruber, CSU-Landrat 
in Freyung-Grafenau und nieder- 
bayerischer Bezirksvorsitzender 
des Bayerischen Landkreistages, 
bezeichnet die Ergebnisse der 
Gipfel als »ernüchternd, enttäu- 
schend und erschreckend«. 


An der Basis gebe es keine Ka- 
pazitäten mehr für weitere Flücht- 
linge, die Integration gelinge 
nicht mehr, es fehlten Plätze in 
Kitas und Schulen. Es sei höchst 
bedenklich, daß die Situation 
und das wahre Leben vor Ort in 
der »Berliner Blase« nicht mehr 
wahrgenommen würden, so der 
Freyunger Landrat. 


Es gebe keine kurzfristigen Hil- 
fen, keine Perspektiven oder be- 
lastbare Aussagen: »Stattdessen 
rühmt sich die Bundesinnenmi- 
nisterin mit praxisfernen Dash- 
boards. Die Gemeinden, Städte 
und Landkreise sind offensicht- 
lich Fußabstreifer des Bundes. 
Da fehlen mir die Worte. Die Fas- 
sungslosigkeit ist in der Region 
zu spüren.« 


www.un-nachrichten.de 
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Auch der Chef der Bundespoli- 
zeigewerkschaft, Heiko Teggatz, 
fürchtet ebenfalls einen Stim- 
mungsumschwung bei großen 
Teilen der Bevölkerung. 


Mehr als 1,4 Millionen »Geflüch- 
tete« kamen 2022 nach Deutsch- 
land. Davon über eine Million aus 
der Ukraine — über 200.000 Asyl- 
suchende schwerpunktmäßig 
aus Vorderasien und aus Afrika. 


Über 6.500 Abgeschobene keh- 
ren unbehelligt nach Deutschland 
zurück — das meldet jedenfalls 
die Bundespolizei. Dabei wa- 
ren 2022 gerade knapp 12.000 
Personen abgeschoben worden 
— jeder Zweite kehrt nach dem 
langwierigen Verfahren zurück. 
Insgesamt 250.000 Personen 
müßten eigentlich abgeschoben 
werden — die Einwohnerschaft ei- 
ner mittleren Großstadt. 


Das politische Versagen soll mit 
Unmengen an Steuergeldern zu- 
gedeckt werden, ohne damit die 
Probleme wirklich lösen zu kön- 
nen oder zu wollen. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


Sie können für Kosten- und/oder 
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Das tödliche Spiel mit dem Feuer 


Der Wissenschaftliiche Dienst 
des Deutschen Bundestages hat 
bereits im März des vergange- 
nen Jahres die Bundesregierung 
davor gewarnt, Konfliktpartei im 
Ukraine-Krieg zu werden: 


»Im aktuellen Krieg zwischen 
Rußland und der Ukraine be- 
finden sich die NATO-Staaten 
auf einer Gratwanderung, in- 
dem sie einerseits die Ukraine 
militärisch unterstützen, ohne 
dabei andererseits als Partei in 
den bewaffneten Konflikt zwi- 
schen Rußland und der Ukraine 
zu intervenieren (sog. „Drittin- 
tervention“). Mit der Drittinter- 
vention in einen bewaffneten 
Konflikt sind gravierende recht- 
liche und militärische Folgen 


verbunden - von einer geogra- 
phischen Ausweitung des Kon- 
fliktgebietes bis hin zum (nu- 
klearen) Eskalationspotential. 


Die in den Medien vehement 
diskutierte Frage, wann ein 
Staat, der eine Konfliktpartei 
militärisch unterstützt, selbst 
zur Konfliktpartei wird, läßt 
sich allerdings nicht ohne wei- 
teres abstrakt und erst recht 
nicht exakt anhand einer „ro- 
ten Linie“ beantworten. Viel- 
fach existieren Grauzonen, die 
rechtlich auszuleuchten sind 
und eine Antwort auf die ge- 
stellte Frage nur im konkreten 
Einzelfall erlauben.« 


Die Wissenschaftler sehen die 
Lieferung von Waffen noch nicht 


als »Überschreitung der Grenzen 
zur Konfliktteilnahme«. 


Dann wird es allerdings brisant: 


»Erst wenn neben der Belie- 
ferung mit Waffen auch die 
Einweisung der Konfliktpartei 
bzw. Ausbildung an solchen 
Waffen in Rede stünde, würde 
man den gesicherten Bereich 
der Nichtkriegsführung verlas- 
sen.« 


Heißt das im Umkehrschluß, daß 
wir mit der momentan stattfinden- 
den Ausbildung von ukrainischen 
Soldaten an deutschen Leopard- 
Panzern nach Meinung von 
Rechtsexperten »den gesicher- 
ten Bereich der Nichtkriegsfüh- 
rung« bereits verlassen haben? 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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